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Scholz und seine Minister 
gleich nach der Sitzung  ihre 
Entlassungsurkunden.

Ist Deutschland dann 
­ohne Regierung ?

Nein. Steinmeier hat Scholz 
und seine Minister gebeten, 
die Amtsgeschäfte bis zur Er-
nennung einer neuen Regie-
rung fortzuführen. Die Regie-
rung ist  verpflichtet, dies zu 
tun. Sie ist aber nur geschäfts-
führend im Amt.

 Bundeskanzler Olaf Scholz 
(SPD, links) erhält von Bun-
despräsident Frank-Walter 
Steinmeier die Entlassungs-
urkunde. dpa-BILD: Kappeler

lands, Verteidigungsminister 
Boris Pistorius, hat große 
Chancen, seinen Posten zu be-
halten. Schwieriger wird es für 
Innenministerin Nancy Fae-
ser: Wahrscheinlich geht ihr 
Ministerium an die Union. Sie 
könnte aber  Justizministerin 
werden. Der beliebte Arbeits-
minister Hubertus Heil hat 
das Problem, dass er wie Pisto-
rius und der mögliche künfti-
ge Vizekanzler Lars Klingbeil 
aus Niedersachsen kommt. 

Was ist mit den anderen 
SPD-Ministern ?

Für Kanzleramtsminister 
Wolfgang Schmidt dürfte es 
kaum noch Platz in der neuen 
Regierung geben, er hat auch 
den Einzug in den Bundestag 
verpasst. Finanzminister Jörg 
Kukies muss möglicherweise 
Parteichef Klingbeil weichen, 
wenn dieser nach einem Kabi-
nettsposten greift. Offen ist 
die Zukunft von Karl Lauter-
bach (Gesundheit), Klara Gey -
witz (Bauen und Wohnen) und 
Svenja Schulze (Entwicklung).

Wirtschaftsminister Robert 
Habeck ist erneut in den Bun-
destag gewählt, will auf eine 
führende Rolle in seiner Partei 
aber nun verzichten. Ein Bun-
destagsmandat haben erneut 
auch Umweltministerin Steffi 
Lemke und Familienministe-
rin Lisa Paus  erhalten. Bei 
Wissing wird erwartet, dass er 
nach seinem Ausscheiden aus 
der Politik wieder als Anwalt 
arbeitet. 

Wer könnte der neuen Re-
gierung weiter angehören ?

Für Posten im neuen Kabi-
nett kommen grundsätzlich 
alle acht bisherigen SPD-Mi-
nister infrage. Keiner hat bis-
her einen freiwilligen Verzicht 
erklärt. Die SPD wird in der 
neuen Regierung aber höchs-
tens sechs Posten erhalten. 
Und es ist davon auszugehen, 
dass es Neulinge geben wird. 
Es wird sich also nur ein Teil 
der bisherigen Minister in 
einem Kabinett wiederfinden. 

Der allen Umfragen zufolge 
beliebteste Politiker Deutsch-

Woche abgeschlossen werden. 
Das ist möglich, aber ambitio-
niert. Klappt es nicht, dürfte 
die Regierung erst Ende April 
oder Anfang Mai stehen.

Wer gehört der neuen 
­Regierung nicht mehr an ?

Allen voran Scholz. Er hat 
schon vor der Wahl gesagt, 
dass er für ein Kabinett eines 
Kanzlers Merz nicht zur Verfü-
gung steht. Jedoch will er sein 
in Potsdam gewonnenes Di-
rektmandat wahrnehmen und 
für die gesamte Wahlperiode 
im Bundestag bleiben. 

Auch alle fünf Minister der 
Grünen sowie Verkehrsminis-
ter Volker Wissing, der mit 
dem Koalitionsbruch der FDP 
den Rücken kehrte und in der 
Regierung blieb, scheiden nun 
aus. Außenministerin Annale-
na Baerbock will ab September 
Präsidentin der UN-General-
versammlung werden. Agrar-
minister Cem Özdemir wech-
selt in die Landespolitik. Sein 
Ziel: Ministerpräsident in Ba-
den-Württemberg zu werden. 

Was bedeutet „geschäfts-
führende“ Regierung ?

Schon seit der Wahl vor 30 
Tagen trifft die Regierung 
Scholz keine weitreichenden 
Entscheidungen mehr, ohne 
sich mit der Union als künftig 
wohl stärkster Kraft in der Re-
gierung abzustimmen. In der 
Praxis ändert sich mit dem 
Überreichen der Entlassungs-
urkunden also nicht viel. Mit 
der Konstituierung des neuen 
Parlaments verliert die Regie-
rung aber ein weiteres Stück 
Legitimation. 

Wie lange hält dieser 
Schwebezustand noch an ?

Das lässt sich nicht genau 
sagen. Wenn alles glatt läuft, 
könnten Friedrich Merz (CDU) 
und sein Kabinett noch vor 
Ostern im Schloss Bellevue 
ihre Ernennungsurkunden er-
halten. Dafür müssten die Ver-
handlungen über einen Koali-
tionsvertrag zwischen Union 
und SPD aber in der nächsten 

Von Michael Fischer

Berlin – 1203 Tage und ein 
paar Stunden: So lange war 
Olaf Scholz Bundeskanzler. 
Am Dienstagabend bekam der 
SPD-Politiker  zusammen mit 
seinen 14 verbliebenen Minis-
tern im Schloss Bellevue von 
Bundespräsident Frank-Walter 
Steinmeier seine Entlassungs-
urkunde überreicht. Damit ist 
aber noch nicht ganz Schluss 
für die Regierung, die  2021 als 
„Fortschrittskoalition“ gestar-
tet ist. Ein paar Wochen muss 
sie noch die Stellung halten. 

Warum wird die 
­Regierung jetzt entlassen ?

Weil Artikel 69 des Grund-
gesetzes das so vorschreibt: 
„Das Amt des Bundeskanzlers 
oder eines Bundesministers 
endigt in jedem Falle mit dem 
Zusammentritt eines neuen 
Bundestages“, heißt es da. Der 
neue Bundestag trat am 
Dienstag um 11 Uhr zusam-
men – genau 30 Tage nach der 
Wahl. Deswegen erhielten 

Bundestag  Letzter Akt des Ampel-Dramas beginnt – Bis der Vorhang endgültig  fällt, dauert es noch ein paar Wochen
Steinmeier überreicht Scholz seine Entlassungsurkunde 

Von Kerstin Münstermann, 
Büro Berlin

Berlin – Es ist ein Vorge-
schmack auf das, was in den 
nächsten vier Jahren im Parla-
ment passieren wird. Bei der 
ersten Debatte im neuen Bun-
destag, zur Geschäftsordnung, 
kann man es am Dienstag 
oben auf der Pressetribüne 
deutlich hören: tosender Ap-
plaus von ganz rechts im Ple-
num, der Widerhall kommt 
von ganz links.

Der 21. Bundestag, er wird 
ein anderer sein. Die Grünen 
sind die einzige Oppositions-
partei der politischen Mitte. 
Die FDP ist nicht mehr dabei, 
die SPD ist deutlich dezimiert, 
die rechte AfD-Fraktion hat 
sich fast verdoppelt, die Links-
fraktion hat ebenfalls dazuge-
wonnen. Die politische Mitte 
im Land ist geschrumpft, im 
Bundestag wird es sichtbar.

Ende der Ferien

Zu Beginn hat die Atmo-
sphäre unten im Saal etwas 
von Schulbeginn nach den Fe-
rien. Da macht die CDU-Abge-
ordnete Julia Klöckner, die 
später zur Bundestagspräsi-
dentin gewählt werden soll, 
ein Bild mit den CSU-Kollegin-
nen Dorothee Bär und Andrea 
Lindholz. Unionsfraktionschef 
Friedrich Merz begrüßt die 
Grünen-Fraktionsspitze, mit 
denen er noch in den vergan-
genen Wochen um das Milliar-
den-Schuldenpaket gerungen 
hat. SPD-Fraktionschef Lars 
Klingbeil spricht mit Noch-
Außenministerin Annalena 
Baerbock (Grüne), deren neuer 
Posten bei der UN für viel Wir-
bel gesorgt hat. Viele  Parla-
mentarier haben den „Kürsch-
ner“ vor sich liegen, ein Heft 
mit den Fotos aller Abgeord-
neter.

Der Linkenpolitiker Gregor 
Gysi, der Alterspräsident des 

Bundestag  Eröffnung der neuen Sitzungsperiode im Parlament – Gysi nutzt Chance für Ost-Appelle

Rechte und Linke liefern Vorgeschmack Kommentar 

Alexander Will 
über die Gysi-
Rede im 
Bundestag 

Gregor Gysi möchte, dass 
sich der Bundeskanzler 

bei den Ostdeutschen ent-
schuldigt. Weil so wenig aus 
der DDR in die Einheit über-
nommen wurde. Man fragt 
sich, was für Plunder aus dem 
Pleite-Staat das denn hätte 
sein sollen?  Als ehemaliger In-
sasse der DDR hätte ich daher   
lieber, dass sich Genosse Gysi, 
letzter Vorsitzender der DDR-
Staatspartei SED und lebens-
lang Stütze des Systems, ent-
schuldigt. Und zwar unter an-
derem für:
 40 Jahre Terror,  Mauer-
mord  und Stacheldraht 
  die Zerstörung von Le-
benschancen Einzelner durch 
das sozialistische Regime 
  den ökonomischen Ruin 
 Ostdeutschlands durch die so-
zialistische  Planwirtschaft sei-
ner Partei
  das Verschleiern des SED-
Vermögens nach dem Zusam-
menbruch des Regimes 
  die politische und intellek-
tuelle Dreistigkeit, Probleme 
des Ostens ausschließlich dem 
Westen aufzubürden, statt die 
eigentliche, grundlegende 
Ursache zu benennen: die so 
brutale wie unfähige und 
dumme Herrschaft der sozia-
listischen DDR-Eliten, zu der 
eben auch ein Rechtsanwalt 
Gysi zählte

Gysis Forderung ist Dema-
gogie, mit der er im Osten zu 
punkten gedenkt. Darin war er 
schon immer gut.  Dass der-
artige politische Heuchelei 
und Geschichtsfälschung je-
doch im Bundestag von ande-
ren einfach so hingenommen 
wird, ist eine Schande. 
@ Den Autor erreichen Sie unter 
Will@infoautor.de

Heuchelei und 
Demagogie 

neuen Parlaments, der dem 
Hohen Haus (mit kurzer 
Unterbrechung) seit 1990 an-
gehört, leitet die erste Sitzung. 
Die AfD widerspricht schon 
da: Sie stellt den Antrag, dass 
in der konstituierenden Sit-
zung das an Jahren älteste Mit-
glied den Vorsitz übernimmt, 
das wäre ihr Abgeordneter 
Alexander Gauland (84).

Thorsten Frei von der CDU 
macht es ziemlich klar: „Zum 
Glück leben wir nicht in einer 
Autokratie. Ein Mitglied des 
Hauses eröffnet die Sitzung, 
einer von uns.“ Das sei gute 
Tradition. Die AfD hatte zuvor 
wüst über dieses Vorgehen ge-
schimpft, der Antrag wird ab-
gelehnt. Auch bei der Wahl 
eines Bundestagsvizepräsi-
denten gehen die AfD und ihr 
Kandidat Gerolf Otten leer 
aus, anders als Lindholz (CSU), 
Josephine Ortleb (SPD), Omid 
Nouripour (Grüne) und Bodo 
Ramelow (Linke).

Linke Narrative

Die Rede von Gysi war mit 
Spannung erwartet worden. 

Der Ost-Berliner beginnt wit-
zig: „Alle aus den alten Län-
dern zu überholen, war nicht 
einfach. Aber ich habe es ge-
schafft.“ Er mahnt alle Abge-
ordneten, den jeweils anderen 
Standpunkt zu respektieren. 
Zugleich appelliert er an sie, 
einfacher und bürgernäher zu 
sprechen. 

Doch Gysi setzt in seiner 

Rede auch viele linke Narrati-
ve, die nicht die überwiegende 
Meinung widerspiegeln, gibt 
sich oft als Anwalt des Ostens, 
was in der Aufforderung an 
den nächsten Bundeskanzler 
mündet, sich bei den Ostdeut-
schen für Fehler bei der Deut-
schen Einheit zu entschuldi-
gen. Es regt sich kein Applaus 
in den anderen Fraktionen, als 

Gysi nach knapp 40 Minuten 
endet.

Einigkeit der Mitte

Um 13.32 Uhr kommt es 
zum Höhepunkt des Tages: 
Klöckner wird in das zweit-
höchste Amt im Staat gewählt 
und ist nun neue Bundestags-
präsidentin. Und sie hält dann 
eine Rede, die verbinden soll 
und für die am Ende der ge-
samte Bundestag applaudie-
ren wird. „Unsere freiheitliche 
Demokratie ist eben keine 
Selbstverständlichkeit“, sagt 
die CDU-Politikerin. Sie werde 
ihre neue Aufgabe „stets un-
parteiisch, unaufgeregt und 
auch unverzagt“ erfüllen. 

Besorgt zeigt Klöckner sich 
über die Entwicklungen in der 
Türkei. Sie wolle „die Men-
schen in der Türkei ermuti-
gen: Demokratie lässt sich 
nicht aufhalten“. Hier klat-
schen auch SPD und Grüne 
sehr laut mit. Es gibt sie, die Ei-
nigkeit über Werte in der poli-
tischen Mitte. Sie müssen in 
dieser Legislaturperiode viel 
häufiger deutlich aufscheinen. 

 Alterspräsident Gregor Gysi (Linke, rechts auf den erhöhten Plätzen des Sitzungsvorstands hinter dem Rednerpult) eröffnet 
die konstituierende Sitzung des 21. Bundestags. BILD: IMAGO

Der 21. Deutsche Bundestag
Sitzverteilung
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